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Beschfußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. September 1977 

zwischen der Regierung der Bundesrepubiik Deutschland 

und der Regierung der Helienischen Republik 

über die steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen 

im internationalen Verkehr 

— Drucksache 8/2231 — 


A. Problem 

Die im internationalen deutsch-griechischen Straßenverkehr 
verwendeten Fahrzeuge unterliegen jeweils sowohl im Aufent- 
haltsstaat als auch im Zulassungsstaat der Kraftfahrzeugsteuer. 
Durch das Abkommen soll ebenso wie im Verhältnis zu anderen 
Nachbarstaaten diese Doppelbesteuerung beseitigt werden. 


B. Lösung 

Im Abkommen verpflichten sich die Vertragsparteien gegen- 
seitig, bei vorübergehendem Aufenthalt von Kraftfahrzeugen 
und Kraftfahrzeuganhängern, die im Gebiet der anderen Ver- 
tragspartei zugelassen sind, in ihrem Gebiet auf die Erhebung 
der Kraftfahrzeugsteuer bzw. artverwandter Steuern zu verzich- 
ten. Der Ausschuß empfiehlt, dem Abkommen durch Annahme 
des Gesetzentwurfs zuzustimmen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Kraftfahrzeugsteuer-Einnahmen der Länder werden jährlich 
um rd. 1 ,5 Millionen DM gemindert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/2231 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 14. Februar 1979 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Dr. Spöri 

Vorsitzende Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Dr. Spöri 


Die Vorlage — Drucksache 8/2231 — wurde vom 
Plenum des Deutschen Bundestages in seiner 
120. Sitzung vom 30. November 1978 dem Finanz- 
ausschuß federführend und dem Ausschuß für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen mitbera- 
tend überwiesen. Der Finanzausschuß hat über die 
Vorlage am 14. Februar 1979, der Verkehrsausschuß 
am 17. Januar 1979 beraten. 

Das Abkommen sieht bei vorübergehendem Aufent- 
halt von Straßenfahrzeugen aus dem Hoheitsgebiet 
der einen Vertragspartei im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit einen bestimmten Steuerverzicht vor. Von 
deutscher Seite wird auf die Erhebung der Kraftfahr- 
zeugsteuer und von griechischer Seite auf die Er- 
hebung der Teil Kikloforias (Verkehrssteuer) sowie 
der Teli Stathmefseos (Abgaben für das Halten von 


Kraftfahrzeugen und Anhängern und für die Sauber- 
keit der Städte und Gemeinden) verzichtet. Dadurch 
soll für die im internationalen deutsdi-grieäiischen 
Straßenverkehr verwendeten deutschen und grie- 
chischen Fahrzeuge die doppelte Besteuerung im 
Aufenthaltsstaat neben der Besteuerung im Heimat- 
staat beseitigt werden. Daneben trägt das Abkom- 
men ebenso wie die bereits bestehenden Abkommen 
mit mehreren anderen europäischen Staaten der 
Notwendigkeit Rechnung, den ständig weiter an- 
wachsenden Verkehrsfluß über die Grenzen zu er- 
leichtern. 

Der Finanzausschuß empfiehlt einstimmig — eben- 
so wie der mitberatende Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen — dem Abkom- 
men durch Annahme des Gesetzentwurfs zuzustim- 
men. 


Bonn, den 14. Februar 1979 


Dr. Spöri 

Berichterstatter 
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